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Stefan Schlauß 
 

Internationales Kindschaftsrecht 
Aktuelle Entwicklungen bei den Aufgaben 
des Bundesamts für Justiz 

 
Das Bundesamt für Justiz (BfJ) in Bonn ist Anlaufstelle und Ansprech- 
partner im internationalen Rechtsverkehr. Als deutsche Zentrale Behör- 
de nach einer Reihe internationaler kindschaftsrechtlicher Rechtsakte 
leistet es praktische Hilfestellung bei grenzüberschreitenden Konflikt- 
fällen, insbesondere bei der grenzüberschreitenden Geltendmachung 
von Unterhaltsansprüchen, bei grenzüberschreitenden Kindesentführun- 
gen sowie bei internationalen Adoptionen. Das Haager Kindesentfüh- 
rungsübereinkommen von 1980 feiert 2020 seinen 40. Geburtstag, für 
Deutschland ist es seit 30 Jahren in Kraft: Anlass genug für eine Be- 
standsaufnahme. Infolge des „Corona“-Virus wurden diese Aufgaben in 
den letzten Monaten unter deutlich erschwerten Bedingungen wahr- 
genommen. Dabei blieb die Arbeitsfähigkeit des BfJ insbesondere im 
Bereich der grenzüberschreitenden Kindesentführungen, aber auch zur 
Sicherstellung der Weiterleitung von Unterhaltszahlungen, situations- 
angemessen aufrechterhalten. Gesetzgeberisch stand auf europäischer 
Ebene im Bereich des internationalen Kindschaftsrechts zuletzt die Revi- 
sion der Brüssel-IIa-VO im Mittelpunkt, die für die Praxis ab August 
2022 gelten wird. Der nachfolgende Beitrag versteht sich als Fortset- 
zung zu den Vorjahresberichten in der ZKJ (zuletzt ZKJ 2019, 255 ff.) 
und gibt einen Überblick über aktuelle Entwicklungen einschließlich der 
Folgen des „Brexits“. 

 
 

 
 
 
 

 

Der Autor ist Leiter der Abteilung für Internationales 
Zivilrecht im Bundesamt für Justiz. Der Beitrag gibt die 

I. Auslandsunterhalt 

Die Realisierung von Unterhaltsansprüchen ist 
für die Unterhaltsberechtigen regelmäßig von 
existenzieller Bedeutung. Umso schwerer wiegt 
es, wenn – wie infolge der „Corona-Krise“ – 
die Leistungsfähigkeit vieler Unterhaltsver- 
pflichteter eingeschränkt wird oder gar ganz 
wegbricht. Hier sind flexible Lösungen gefragt. 
Gleichzeitig hat die Entwicklung deutlich ge- 
macht, dass grenzüberschreitenden Herausfor- 
derungen nur durch eine grenzüberschreitende 
Zusammenarbeit begegnet werden kann. Im 
Bereich der grenzüberschreitenden Geltendma- 
chung von Unterhaltsansprüchen hat sich dafür 
international ein System Zentraler Behörden 
bewährt, die auch in der kritischen Phase der 
letzten Monate – allerdings unter erheblich er- 
schwerten Bedingungen – zusammengearbeitet 
haben. Deutsche Zentrale Behörde ist das BfJ.1 
Es unterstützt in Deutschland lebende unter- 
haltsberechtigte Kinder und Alleinerziehende 
bei der Geltendmachung ihrer Unterhalts- 
ansprüche im Ausland und treibt umgekehrt 
die Unterhaltsansprüche im Ausland lebender 

 
 

persönlichen Ansichten des Verfassers wieder. 1 www.bundesjustizamt.de/auslandsunterhalt. 
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Berechtigter in Deutschland bei. Das Service- 
Angebt des BfJ ist kostenfrei. Unterhaltsgelder 
können damit ungeschmälert an das unter- 
haltsberechtigte Kind ausgezahlt werden. 
Gleichzeitig werden die öffentlichen Haushalte 
entlastet, indem Unterhaltsvorschuss- und Sozi- 
alleistungen eingespart werden können bzw. 
im Fall erfolgter Leistungen Regress genommen 
werden kann. Das internationale Unterhalts- 
recht bleibt weiterhin in Bewegung. 2020/2021 
soll die erste Spezialkommission der Haager 
Konferenz für Internationales Privatrecht zum 
Haager Unterhaltsübereinkommen (HUÜ)2 und 
zum Haager Unterhaltsprotokoll (HUP)3 von 
2007 in Den Haag tagen. Gleichzeitig ist damit 
zu rechnen, dass eine Revision der EG-Unter- 
haltsverordnung (EG-UntVO)4 durch die EU- 
Kommission angestoßen wird. 

1. Fallzahlentwicklung im BfJ 
Im BfJ als deutscher Zentraler Behörde waren 
Ende 2019 rund 11.000 grenzüberschreitende 
Unterhaltsvorgänge in Bearbeitung. Dies be- 
traf knapp 15.000 antragstellende Personen. 
Im Jahr 2019 konnten in diesen Verfahren im 
BfJ rund 11,7 Mio. E an Unterhaltszahlungen 
verbucht werden. Allein im Zahlungsverkehr 
mit den USA wurden 2019 über 10.000 
Schecks bearbeitet und Unterhaltszahlungen 
von etwa 3,4 Mio. E verbucht. Angesichts ei- 
ner erheblichen Anzahl von nicht eingeschlos- 
senen Direktzahlungen an Gläubiger liegt die 
Summe der tatsächlich realisierten Unterhalts- 
zahlungen in den beim BfJ anhängigen Ersu- 
chen noch weitaus höher.5 

Im Jahr 2019 gingen rund 2.200 neue Ersu- 
chen ein, mit gut 3.100 antragstellenden Per- 
sonen. Dies stellt eine weitere Steigerung ge- 
genüber den Vorjahren dar. Knapp zwei 
Drittel der 2019 neu eingeleiteten Verfahren 
betraf Fälle, in denen sich die Unterhalts- 
berechtigten im Ausland aufhalten und der 
Unterhalt in Deutschland geltend gemacht 
werden soll („eingehende Ersuchen“). Hier- 
bei gehen die mit Abstand meisten Ersuchen 
nach wie vor aus Polen6 ein (42%),  gefolgt 
mit einigem Abstand von Ersuchen aus Ös- 
terreich (16%) und der Schweiz  (7%).  Bei 
gut einem Drittel der in 2019 neuen Verfah- 
ren (mit steigender Tendenz) handelte es sich 
um Fälle, in denen sich die Unterhaltsberech- 
tigten in Deutschland aufhalten und der Un- 
terhalt im Ausland geltend gemacht werden 
soll („ausgehende Ersuchen“). Bei diesen 
ausgehenden Ersuchen sind traditionell die 
USA (rund 40%) mit Abstand der bedeu- 
tendste Kooperationspartner. Weitere wichti- 
ge Partnerstaaten, in die vom BfJ besonders 
viele Ersuchen übermittelt werden, sind die 
Schweiz (14%), das Vereinigte Königreich 
(7%) und Österreich (6%). 

Der weitaus größte Teil sowohl der neu einge- 
leiteten Verfahren als auch der beim BfJ an- 
hängigen Verfahren betrifft Ersuchen nach der 
EG-UntVO.7 Daneben hat – infolge der Gel- 

tung für die USA seit 2017 – das HUÜ 2007 
deutlich an Bedeutung gewonnen.8 Von den 
im Jahr 2019 insgesamt rund 400 neuen Ver- 
fahren nach dem HUÜ 2007 betrafen 325 die 
USA. Im Wesentlichen handelt es sich um in 
die USA ausgehende Ersuchen. Die Zusam- 
menarbeit mit den zuständigen Stellen in den 
USA sowie auch dem Deutschen Institut für 
Jugendhilfe und Familienrecht e.V. (DIJuF)9, 
soweit im Einzelfall durch Jugendämter invol- 
viert, gestaltet sich eng und vertrauensvoll. 
Nach Inkrafttreten des HUÜ 2007 im Verhält- 
nis zu den USA spielt die förmlich verbürgte 
Gegenseitigkeit als Rechtsgrundlage für die 
grenzüberschreitende Unterhaltsdurchsetzung 
nur noch eine untergeordnete Rolle, da sie nun 
nur noch im Verhältnis zu elf kanadischen Pro- 
vinzen/Territorien sowie im Verhältnis zur Re- 
publik Südafrika gilt. Das UN-Übereinkommen 
von 1956 verbleibt in der Praxis insbesondere 
im Verhältnis zur Schweiz von Bedeutung. 
Vielfach handelt es sich um Gesuche betref- 
fend die Geltendmachung von Ansprüchen öf- 
fentlicher Einrichtungen.10 Die Möglichkeiten 
des Rückgriffs werden von den zuständigen 
Stellen immer mehr angenommen.11 

Im Bereich der Anfragen im Vorfeld förmlicher 
Anträge, insbesondere der sog. „besonderen 
Maßnahmen“ nach Art. 53 EG-UntVO  bzw. 
Art. 7 HUÜ 2007 zur Ermittlung des Aufent- 
haltes und der wirtschaftlichen Verhältnisse 
der unterhaltspflichtigen Person, zeigt sich der 
hohe und stetig wachsende Bedarf an Infor- 
mationen zur Vorbereitung grenzüberschrei- 
tender Unterhaltsverfahren. Nach erheblichen 
Steigerungen in den Vorjahren ist die Zahl an 
diesbezüglichen Anträgen in 2019 weiter auf 
rund 3.400 angestiegen. Hintergrund dieser 
Entwicklung dürften die zahlreichen Informati- 
onsangebote des BfJ sowie auch die zentrali- 
sierte Übernahme aller Aufenthaltsermittlun- 
gen in den USA durch das BfJ sein. 

2. Internationale Zusammenarbeit 
Auch wenn in Europa grenzüberschreitend be- 
reits seit Jahren der elektronische Zahlungsver- 
kehr Einzug gehalten hat, bedeutet dies nicht, 
dass es weltweite einheitliche Standards für 
den internationalen Zahlungsverkehr gibt. Zu- 
dem sind in den USA und in Kanada Schecks 
nach wie vor üblich. Das gilt auch für den Be- 
reich der grenzüberschreitenden Unterhalts- 
zahlungen. Im Ergebnis führt dies zu unnöti- 
gen Zeitverzögerungen und zu personellem 
Aufwand im Hinblick auf den Versand und die 
manuelle Bearbeitung der Schecks. Die Haager 
Konferenz für Internationales Privatrecht hat 
vor diesem Hintergrund eine Expertengruppe 
zum internationalen Zahlungsverkehr in Un- 
terhaltssachen ins Leben gerufen, an der auch 
das BfJ beteiligt ist. Das erste Treffen fand im 
September 2019 in Den Haag statt.12 Das Ziel 
der endgültigen Ablösung des Scheckverkehrs 
wird damit vorangetrieben. Gleichzeitig arbei- 
ten die USA daran, eine zentrale Stelle zur 

kostengünstigen elektronischen Abwicklung 
des internationalen Zahlungsverkehrs im Un- 
terhaltsrecht zu schaffen. Dies war auch The- 
ma eines internationalen Runden Tisches, den 
das BfJ im Februar 2020 in der deutschen Bot- 
schaft in Washington D.C. als Gastgeber aus- 
gerichtet hat.13 Mit Ergebnissen in den USA ist 
voraussichtlich 2021 zu rechnen. Dies dürfte 
die internationale Zusammenarbeit noch ein- 
mal weiter verbessern. 

 
Das gilt ebenso für ein weiteres laufendes Pro- 
jekt der Haager Konferenz für Internationales 
Privatrecht: das IT-System „iSupport“, das der 
Kommunikation zwischen den Zentralen Be- 
hörden bei der grenzüberschreitenden Unter- 
haltsrealisierung dienen soll.14 Das Programm 
wurde in erheblichem Umfang durch EU-För- 
dergelder mitfinanziert und bietet ein moder- 
nes Case-Management-System sowie eine si- 
chere Kommunikation zwischen den Zentralen 
Behörden im internationalen Rechtsverkehr. 
Das Projekt ist durch neue Programmversio- 
nen große Schritte vorangekommen und auch 
das BfJ steht vor der Einführung. Andere Staa- 
ten wie USA, Frankreich, Norwegen, Finnland, 
Portugal und Brasilien arbeiten ebenfalls an 
der Einführung. Aufgrund der Fallzahlen dürf- 
te der Einsatz des Programms insbesondere im 
Verhältnis zu den USA von besonderer prakti- 
scher Relevanz sein. 

 
 

2 Haager Übereinkommen über die internationale 
Geltendmachung der Unterhaltsansprüche von Kin- 
dern und anderen Familienangehörigen vom 
23.11.2007, ABl. EU 2011 L 192, 51. 

3 Haager Protokoll über das auf Unterhaltspflichten 
anzuwendende Recht vom  23.11.2007,  ABl.  2009  
L 331, 19. 

4 Verordnung (EG) Nr. 4/2009 des Rates vom 
18.12.2008 über die Zuständigkeit, das anwend- 
bare Recht, die Anerkennung  und  Vollstreckung 
von Entscheidungen und die Zusammenarbeit in 
Unterhaltssachen, ABl. EU 2009 L 7, 1. 

5 Siehe zur Entwicklung im Einzelnen: BfJ, Referat II 4 
(Auslandsunterhalt), Tätigkeitsbericht 2019, www.bun- 

 
6 In Polen sind die Aufgaben der Zentralen Behörde 

zwischen dem dortigen Justizministerium, welches 
nur für nach Polen ausgehende Verfahren zustän- 
dig ist, und den 45 Bezirksgerichten aufgeteilt, die 
die Aufgaben der Zentralen Behörde für die in 
Deutschland eingehenden Verfahren wahrnehmen. 

7 Zur Vereinfachung der Antragstellung sind Leitlinien 
sowie Ausfüllhinweise zur Verwendung der Anhänge 
veröffentlicht worden, https://e-justice.europa.eu. 

8 Siehe hierzu Schlauß/Meysen, JAmt 2017, 2. 
9 www.dijuf.de. 

10 www.bundesjustizamt.de/auslandsunterhalt 
(„Rückgriff in der Schweiz“). 

11 Vgl. auch die Hinweise des BfJ für den „Auslands- 
rückgriff“ nach dem Unterhaltsvorschussgesetz un- 
ter www.bundesjustizamt.de/auslandsunterhalt 
(„Publikationen“). 

12 www.hcch.net (Expert‘s Group on international 
transfer of maintenance funds). 

13 www.bundesjustizamt.de (Pressemitteilung vom 
17.2.2020). 

14 www.hcch.net („iSupport“). 

http://www.bundesjustizamt.de/auslandsunterhalt
https://e-justice.europa.eu/
http://www.dijuf.de/
http://www.bundesjustizamt.de/auslandsunterhalt
http://www.bundesjustizamt.de/auslandsunterhalt
http://www.hcch.net/
http://www.bundesjustizamt.de/
http://www.hcch.net/
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Beide Projekte dürften auch Gegenstand der 
ersten Spezialkommission zum HUÜ 2007 
werden, die nach Verschiebung  2020/2021  
in Den Haag stattfinden soll. Die bisherigen 
vorläufigen Rückmeldungen der Vertrags- 
staaten in den Fragebögen bestätigen, dass 
das HUÜ 2007 in der Praxis grundsätzlich gut 
funktioniert.15 

3. Aktuelle Rechtsprechung 
Der BGH16 hat dem EuGH die Frage zur Vor- 
abentscheidung vorgelegt, ob eine öffentliche 
Aufgaben wahrnehmende Einrichtung, die an 
einen Unterhaltsberechtigten (hier: Eltern- 
unterhalt) Leistungen der Sozialhilfe erbracht 
hat, sich auf den Gerichtsstand am gewöhnli- 
chen Aufenthalt des Unterhaltsberechtigten 
nach Art. 3 b) EG-UntVO berufen kann, wenn 
sie den aufgrund der Sozialhilfegewährung im 
Wege der Legalzession auf sie übergegange- 
nen zivilrechtlichen Unterhaltsanspruch des 
Unterhaltsberechtigten gegen den Unterhalts- 
pflichtigen als Regress geltend macht. Diese 
Frage ist bislang umstritten und besonders 
auch für die vergleichbare Situation beim Kin- 
desunterhalt praktisch relevant. Denn infolge 
der Ausweitung der Unterhaltsvorschussleis- 
tungen durch die Unterhaltsvorschussreform 
von 2017 gibt es immer mehr Fälle, bei denen 
Unterhaltsvorschusskassen nach Erbringung 
von Vorschussleistungen Unterhaltsansprüche 
im Regresswege geltend zu machen haben. 
Der BGH tendiert mit überzeugender Begrün- 
dung dazu, die internationale Zuständigkeit 
nach Art. 3 b) EG-UntVO im Inland zu beja- 
hen. Den in Art. 3 EG-UntVO aufgeführten 
Zuständigkeitsgründen lasse sich kein Regel- 
Ausnahme-Verhältnis zwischen den einzelnen 
Gerichtsständen   mehr   entnehmen, sondern 
der Grundkonzeption des Art. 3 EG-UntVO  lä- 

streckungsabwehrantrag nach § 767 ZPO 
reagiert. Das AG hatte dem EuGH sinngemäß 
die Frage vorgelegt, ob für einen Vollstre- 
ckungsabwehrantrag nach § 767 ZPO gegen 
einen ausländischen Unterhaltstitel die inter- 
nationale Zuständigkeit deutscher Gerichte 
gegeben ist. Der EuGH19 hat klargestellt, dass 
der Vollstreckungsabwehrantrag in den An- 
wendungsbereich der EG-UntVO fällt, einen 
engen Zusammenhang mit der Vollstreckung 
aufweist und diesbezüglich Art. 41 Abs. 1 EG-
UntVO auf das Recht des Vollstreckungs- 
mitgliedstaats verweist. Im Ergebnis fällt der 
Antrag in die Zuständigkeit der Gerichte des 
Vollstreckungsmitgliedstaats. Damit ist in 
dem vorgelegten Verfahren das AG Köln in- 
ternational wie örtlich zuständig (§ 66  AUG). 

In zwei Entscheidungen hatte der BGH Gele- 
genheit, sich mit der Frage einer Anerken- 
nungsversagung wegen nicht ordnungsgemä- 
ßer Verfahrensbeteiligung zu befassen. Nach 
Art. 34 Nr. 2 des Luganer Übereinkommens 
von 2007 wird eine Entscheidung eines Ver- 
tragsstaats in einem anderen Vertragsstaat 
nicht anerkannt, wenn dem Beklagten, der sich 
auf das Verfahren nicht eingelassen hat, das 
verfahrenseinleitende Schriftstück oder ein 
gleichwertiges Schriftstück nicht so rechtzeitig 
und in einer Weise zugestellt worden ist, dass 
er sich verteidigen konnte, es sei denn, der Be- 
klagte hat gegen die Entscheidung keinen 
Rechtsbehelf eingelegt, obwohl er die Mög- 
lichkeit dazu hatte. Der BGH20 hat hierzu seine 
Rechtsprechung bestätigt, dass nicht die for- 
mal ordnungsgemäße Zustellung entscheidend 
sei, sondern die tatsächliche Kenntnis des Be- 
klagten vom laufenden Gerichtsverfahren. 
Denn dadurch werde dem Beklagten faktisch 
die Möglichkeit eröffnet, Verteidigungsrechte 
geltend zu machen. Entsprechendes dürfte für 

des EU-Austrittsabkommens EU-Recht im 
Wesentlichen unverändert fort.23 Titel VI des 
Austrittsabkommens befasst sich im Einzelnen 
mit der laufenden justiziellen Zusammen- 
arbeit in Zivil- und Handelssachen. Die EG- 
UntVO ist danach ausdrücklich im Über- 
gangszeitraum weiter anwendbar.24 Anders 
sieht es für den Zeitraum nach Ablauf der 
Übergangsphase aus. Sofern im Rahmen des 
angestrebten Abkommens über die zukünfti- 
gen Beziehungen zwischen der EU und dem 
Vereinigten Königreich keine anderweitigen 
Vereinbarungen über das internationale Fa- 
milien- und Kindschaftsrecht getroffen wer- 
den, findet insoweit nach Ablauf der Über- 
gansphase EU-Recht keine Anwendung 
mehr.25 Fragen der internationalen Zustän- 
digkeit richten sich innerhalb der EU gleich- 
wohl weiterhin nach der EG-UntVO, da die 
Regelungen zur internationalen Zuständigkeit 
in der Verordnung universell anwendbar sind 
und damit auch gegenüber Nicht-Mitglied- 
staaten wie dem Vereinigten Königreich Gel- 
tung beanspruchen. Im Übrigen dürfte dem 
HUÜ von 2007 – nach Ratifizierung  durch  
das Vereinigte  Königreich im  eigenen Namen 
– eine größere praktische Bedeutung zukom- 
men.26 Für die grenzüberschreitende Vollstre- 
ckung deutscher Unterhaltstitel im Vereinig- 
ten Königreich ist danach jedoch in  jedem  
Fall eine Vollstreckbarerklärung erforderlich. 
Soweit eine Entscheidung aus dem Vereinig- 
ten Königreich noch vor Ablauf der Über- 
gangsphase für vollstreckbar erklärt wurde, 
kann der Titel weiterhin auf dieser Grundlage 
im Inland vollstreckt werden. Das auf Unter- 
haltsansprüche anwendbare Recht bestimmt 
sich unverändert nach dem HUP von 2007. 
Das Vereinigte Königreich strebt im Übrigen 
an, auch dem Luganer Übereinkommen über 

gen gleichrangige Zuständigkeiten zugrunde. Art.   24   b)   EG-UntVO   gelten. Gegensätzlich    

Die Anwendung von Art. 3 b) EG-UntVO auf 
den Unterhaltsrückgriff staatlicher Einrichtun- 
gen fördere die effektive Durchsetzung des 
übergegangenen Unterhaltsanspruchs. Der 
Gerichtsstand am gewöhnlichen Aufenthalt 
des Unterhaltsberechtigten sei regelmäßig da- 
zu geeignet, den Gleichlauf zwischen dem Ge- 
richtsstand und dem anwendbaren Sachrecht 
herzustellen. Die dortigen Gerichte seien we- 
gen ihrer Sachnähe auch am besten dazu in 
der Lage, die Lebensbedürfnisse des Unter- 
haltsberechtigten und seine Bedürftigkeit fest- 
zustellen. Dabei sei zu berücksichtigen, dass 
eine Unterstützung von öffentlichen Trägern 
durch die Zentralen Behörden nach der EG- 
UntVO nur dann möglich sei, wenn bereits ein 
Unterhaltstitel existiere, der dann im Ausland 
anerkannt und vollstreckt werden soll. Der 
Generalanwalt sieht dies in seinen Schluss- 
anträgen im Ergebnis ebenso.17 

Das AG Köln18 war mit einem Verfahren be- 
fasst, welches die Vollstreckbarerklärung ei- 
nes polnischen Unterhaltstitels betraf. Hierauf 
hatte der Unterhaltsschuldner mit einem Voll- 

zur vorgenannten Entscheidung legt der 
BGH21 die nationale  Vorschrift  des  § 109 
Abs. 1 Nr. 2  FamFG aus.  Nach § 109 Abs. 1 
Nr. 2 FamFG ist die Anerkennung einer auslän- 
dischen Entscheidung dann ausgeschlossen, 
wenn einem Beteiligten, der sich zur Haupt- 
sache nicht geäußert hat und sich hierauf be- 
ruft, das verfahrenseinleitende Dokument nicht 
ordnungsgemäß oder nicht so rechtzeitig mit- 
geteilt worden ist, dass er seine Rechte wahr- 
nehmen konnte. Der BGH stellt hierzu klar, 
dass für die Anerkennung eine formal ord- 
nungsgemäße sowie überdies auch rechtzeitige 
Zustellung erforderlich ist. Die Kenntniserlan- 
gung des Zustellungsadressaten von dem Ver- 
fahren könne eine nicht ordnungsgemäße Zu- 
stellung nicht ersetzen. 

4. „Brexit“ 
Das Vereinigte Königreich ist mit Wirkung 
zum 1.2.2020 aus der EU ausgeschieden und 
ist  damit  nicht   mehr   EU-Mitgliedstaat.   
Art. 126 des Austrittsabkommens sieht eine 
Übergangsphase bis Ende 2020 vor.22 In der 
Übergangsphase gilt nach Art. 127 Abs. 1 
15 

www.hcch.net („Sepcial  Commission  meetings“). 16 
BGH, Beschluss vom 5.6.2019 – XII ZB 44/19, juris; 

EuGH, C-540/19. 
17 Schlussanträge vom 18.6.2020 – Rs. C-540/19. 
18 AG Köln, Beschluss vom 16.1.2019  –  322  F  

210/18, juris; Anmerkung Dimmler, FamRB 2019, 
296. 

19 EuGH, Urteil vom 4.6.2020 – C-41/19. 
20 BGH, Beschluss vom 22.5.2019 – XII ZB 523/17, 

juris. 
21 BGH, Beschluss vom 3.4.2019 – XII ZB 311/17, juris. 

22 Nach Art. 132 Abs. 1  des  Austrittsabkommens 
kann die Übergangsphase einmalig verlängert wer- 

den, wenn dies bis zum 1.7.2020 vereinbart wird, 
was nicht geschehen ist. 

23 Abkommen über den Austritt des Vereinigten Kö- 
nigreichs Großbritannien und Nordirland aus der 
EU, ABl. EU 2020 L 29, 7. 

24 Art. 67 des Austrittsabkommens. 
25 Nach derzeitigem Stand ist nicht wahrscheinlich, 

dass über die Anwendbarkeit der Haager Überein- 
kommen hinaus konkrete Regelungen vereinbart 
werden, vgl. Directives for the negotiation of a new 
partnership with the United Kingdom of Great Bri- 
tain and Northern Ireland, 25.2.2020, 5870/20. 

26 Das Vereinigte Königreich hat eine entsprechende 
Ratifizierung vorbereitet. 

http://www.hcch.net/
http://www.hcch.net/
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die gerichtliche Zuständigkeit und die Voll- 
streckung gerichtlicher Entscheidungen in Zi- 
vil- und Handelssachen von 2007 im eigenen 
Namen beizutreten. Dies beträfe dann auch 
Unterhaltssachen.27 

II. Internationales Sorgerecht 
2020 feiert das Haager Kindesentführungs- 
übereinkommen (HKÜ)28 seinen 40. Geburts- 
tag. Für Deutschland gilt das Übereinkommen, 
dem mittlerweile über 100 Vertragsstaaten29 
angehören, seit 30 Jahren. Aufgrund der lang- 
jährigen Erfahrung lässt sich feststellen, dass 
sich das durch das HKÜ errichtete System – un- 
geachtet der Schwierigkeiten im Einzelfall – ins- 
gesamt gut bewährt hat. Vielen Betroffenen 
konnte seitdem in Fällen einer grenzüberschrei- 
tenden Kindesentführung geholfen werden, in- 
dem entsprechend der Zielsetzung des HKÜ 
das Kind so schnell wie möglich in den Staat 
des bisherigen gewöhnlichen Aufenthalts zu- 
rückgeführt wurde. Die Erfolge werden ins- 
besondere auch im Vergleich zu solchen Staa- 
ten deutlich, bei denen das HKÜ keine 
Anwendung findet und bei denen die Zentralen 
Behörden keine Hilfestellung leisten können. 
Deutsche Zentrale Behörde nach dem HKÜ ist 
das BfJ.30 Das gilt gleichermaßen nach der 
Brüssel-IIa-VO31, dem Haager Kinderschutz- 
übereinkommen (KSÜ)32 sowie dem Europä- 
ischen Sorgerechtsübereinkommen (ESÜ).33 

Im Rahmen des HKÜ leitet das BfJ bei aus- 
gehenden Ersuchen in andere Vertragsstaa- 
ten Anträge auf Rückführung von Kindern 
nach Deutschland oder auf Umgang an die 
ausländischen Zentralen Behörden weiter und 
unterstützt die antragstellenden Personen im 
weiteren Verfahren. Bei eingehenden Ersu- 
chen aus anderen Staaten gilt das BfJ nach 
§ 6 Abs. 2 IntFamRVG zum Zwecke der 
Rückführung des Kindes nach dem HKÜ kraft 
Gesetzes als bevollmächtigt, im Namen der 
antragstellenden Person selbst oder im Weg 
der Untervollmacht durch Vertreter gericht- 
lich oder außergerichtlich tätig zu werden.34 
Auch im Verhältnis zu den anderen Mitglied- 
staaten der EU gilt für die Rückführung eines 
Kindes das HKÜ. Es wird jedoch insoweit in 
seinem Anwendungsbereich durch die Brüs- 
sel-IIa-VO ergänzt. Nach der Brüssel-IIa-VO 
und dem KSÜ unterstützt das BfJ weiter auch 
bei der grenzüberschreitenden Einholung von 
Berichten über die soziale Lage eines Kindes, 
bei Kinderschutzmaßnahmen sowie bei der 
grenzüberschreitenden Unterbringung von 
Kindern im Ausland. 

1. Fallzahlentwicklung im BfJ 
2019 wurden im BfJ 454 neue HKÜ-Verfah- 
ren eingeleitet. Mit gewissen Schwankungen 
handelt es sich um einen über die Jahre ver- 
gleichsweise konstanten Wert. Auch das Ver- 
hältnis von Rückführungs- zu Umgangsver- 
fahren ist mit 83% Rückführungs- zu 17% 
Umgangsverfahren stabil. Hinsichtlich der be- 

troffenen Vertragsstaaten sind im Bereich der 
Rückführungsverfahren besonders prominent 
Polen sowie die Türkei, gefolgt von Italien 
und den USA. Bei aus dem Ausland einge- 
henden Ersuchen steht Polen an erster Stelle, 
bei ins Ausland ausgehenden Verfahren die 
Türkei.35 

Hinsichtlich der aus dem Ausland eingehen- 
den Rückführungsverfahren werden in kons- 
tant rund der Hälfte der Vorgänge gericht- 
liche Verfahren eingeleitet. Im Übrigen 
erledigt sich das Verfahren vorprozessual. Bei 
den in das Ausland ausgehenden Verfahren 
wird in der Praxis der überwiegende Anteil 
außergerichtlich erledigt. 

Bei im Jahr 2018 aus dem Ausland eingegan- 
genen Rückführungsverfahren, die bei deut- 
schen Gerichten anhängig gemacht und bis 
Ende 2019 erledigt wurden,  erfolgten  zu 
rund 2/3 Rückführungsanordnungen oder Ei- 
nigungen vor Gericht. Die Anzahl der gericht- 
lichen Ablehnungsentscheidungen ist mit 
rund 28% auf international vergleichbarem 
Niveau, in der Tendenz leicht sinkend. Die 
Zahl der gerichtlichen Rückführungsanord- 
nungen ist mit über 40% der gerichtlichen 
Erledigungen leicht ansteigend. Die deutsche 
Praxis zeigt sich damit im internationalen 
Vergleich gut aufgestellt.36 

Herausforderungen im Verhältnis zu anderen 
Vertragssaaten stellen sich vor allem dort, wo 
das HKÜ in den Vertragsstaaten strukturell 
nicht hinreichend umgesetzt ist. In manchen 
Staaten bestehen z.B. multiple Rechtsmittel- 
möglichkeiten, was sich nachteilig auf die Ver- 
fahrensdauer auswirkt, in anderen fehlen ef- 
fektive Vollstreckungsmöglichkeiten, wie etwa 
die Möglichkeit unmittelbaren Zwangs. Das 
BfJ setzt sich in solchen Fällen bilateral und im 
internationalen Rahmen für eine Verbesserung 
der Situation ein, einzelfallabhängig unter- 
stützt durch das Auswärtige Amt. Auch an 
Projekten der Deutschen Stiftung für Interna- 
tionale Rechtliche Zusammenarbeit e.V. (IRZ) 
ist das BfJ fortlaufend beteiligt. Zur Förderung 
der Mediation in internationalen Kindschafts- 
konflikten setzt sich das BfJ für die konkrete 
Anbahnung und Organisation von Mediatio- 
nen in geeignet erscheinenden Einzelfällen ein. 
Es führt insoweit die enge Kooperation mit 
dem Internationalen Mediationszentrum für 
Familienkonflikte und Kindesentführung 
(MiKK e.V.) fort.37 Für die finanzielle För- 
derung von Mediationen im Falle von Bedürf- 
tigkeit stehen im BfJ Haushaltsmittel zur Ver- 
fügung. In bestimmten Einzelfällen können 
auch die Haager Verbindungsrichter im Rah- 
men des Internationalen Haager Verbindungs- 
richternetzwerks Unterstützung leisten.38 Bei 
Kindesentführungen in Nicht-Vertragsstaaten 
kooperiert das BfJ mit der Zentralen Anlauf- 
stelle für grenzüberschreitende Kindschafts- 
konflikte (ZAnK) beim Internationalen Sozial- 
dienst im Deutschen Verein.39 

Daneben wird das BfJ als Zentrale Behörde 
nach Art. 55 und 56 der Brüssel-IIa-VO tätig. 
Die Anzahl neuer Verfahren im BfJ nach der 
Brüssel II a-VO ist mit 662 Verfahren im Ver- 
gleich zum Vorjahr weiter angestiegen. Hier- 
bei handelt es sich im Wesentlichen um die 
grenzüberschreitende Einholung von Berich- 
ten über die soziale Lage eines Kindes und 
Gefährdungsmittelungen (470 Verfahren, 
327 eingehend, 143 ausgehend) sowie um  
die grenzüberschreitende Unterbringung von 
Kindern in Heimen und Pflegefamilien im 
Ausland (168 Verfahren, 22 eingehend und 
146 ausgehend). Nach wie vor bemüht sich 
das BfJ im Inland um die Sensibilisierung der 
Jugendämter für das bei grenzüberschreiten- 
den Unterbringungen erforderliche Konsulta- 
tionsverfahren nach Art. 56 der Brüssel-IIa- 
VO.40 Gleichzeitig setzt es sich dafür ein, das 
Verständnis und die Akzeptanz für grenz- 
überschreitende Unterbringungen deutscher 
Kinder im Ausland aus pädagogischen Grün- 
den vor Ort im empfangenden Mitgliedstaat 
und den zuständigen dortigen Stellen zu för- 
dern und die Zusammenarbeit im Rahmen  
des Konsultationsverfahrens zu verbessern. 

 
 

27 Vgl. Wagner, NJW 2020, 1864. 
28 Haager Übereinkommen vom 25.10.1980 über die 

zivilrechtlichen Aspekte internationaler Kindesent- 
führung, BGBl. II 1990, 206, 207. 

29 www.hcch.net. 
30 www.bundesjustizamt.de/sorgerecht. 
31 Verordnung (EG) Nr. 2201/2003 über die Zustän- 

digkeit und die Anerkennung und Vollstreckung  
von Entscheidungen in Ehesachen und in Verfahren 
betreffend die elterliche Verantwortung vom 
3.10.2003, ABl. EU 2003 L 338, 1. 

32 Haager Übereinkommen vom 19.10.1996 über die 
internationale Zuständigkeit, das anzuwendende 
Recht, die Anerkennung, Vollstreckung und Zusam- 
menarbeit auf dem Gebiet der elterlichen Verant- 
wortung und der Maßnahmen zum Schutz von 
Kindern, BGBl. II 2009, 602. 

33 Europäisches Übereinkommen vom 20.5.1980 über 
die Anerkennung und Vollstreckung von Entschei- 
dungen über das Sorgerecht für Kinder und die 
Wiederherstellung des Sorgeverhältnisses, BGBl. II 
1990, 206, 220. 

34 Für die Antragstellung aus dem Ausland hat das BfJ 
ein neues Merkblatt erstellt, das in verschiedenen 
Sprachen unter www.bundesjustizamt.de/sorgerecht 
bzw. www.bundesjustizamt.de/custody-conflicts ab- 
rufbar ist. 

35 Siehe zur Entwicklung im Einzelnen: BfJ, Referat II 3 
(Internationales Sorgerecht), Tätigkeitsbericht 2019, 
www.bundesjustizamt.de/sorgerecht („Tätigkeits- 
berichte“). 

36 Im Jahresbericht 2019 des U.S. Department of State 
wird Deutschland erneut ausdrücklich positiv er- 
wähnt, https://travel.state.gov/content/childabducti 
on/en/legal/compliance.html. 

37 www.mikk-ev.de. 
38 www.hcch.net. 
39 www.zank.de. 
40 Vgl. zur grenzüberschreitenden Unterbringungen 

von Minderjährigen Schlauß, JAmt 2019, 494. 

http://www.hcch.net/
http://www.bundesjustizamt.de/sorgerecht
http://www.bundesjustizamt.de/sorgerecht
http://www.bundesjustizamt.de/custody-conflicts
http://www.bundesjustizamt.de/sorgerecht
https://travel.state.gov/content/childabduction/en/legal/compliance.html
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Mit Inkrafttreten der revidierten Brüssel-IIa- 
VO41 im August 2022 ist mit weiteren Fall- 
zahlsteigerungen und zusätzlichem Aufwand 
auch im BfJ zu rechnen.42 So schreibt die re- 
vidierte Verordnung für das obligatorische 
Zustimmungsverfahren bei grenzüberschrei- 
tenden Unterbringungsersuchen den Kom- 
munikationsweg über die Zentralen Behörden 
zwingend vor. Darüber hinaus werden in 
HKÜ-Verfahren die Befugnisse der Gerichte 
durch die Neuregelung erweitert. Dies stellt 
auch an das BfJ erhöhte Anforderungen.43 

2. Praxisleitfaden zu Art. 13 
Abs. 1 b) HKÜ 

Nach mehrjährigen Vorarbeiten im Rahmen 
der Haager Konferenz für Internationales Pri- 
vatrecht wurde – passend zum 40. Geburts- 
tag des HKÜ – ein neuer Praxisleitfaden zu 
Art. 13 Abs. 1 b) HKÜ fertiggestellt und ver- 
öffentlicht.44 Der Leitfaden gibt einen detail- 
lierten Überblick über die Ausnahmeregelung 
zur Rückführung sowie die Auslegung und 
Anwendung in der Praxis. Viele internationale 
Experten, auch von deutscher Seite, haben 
hieran mitgewirkt. Durch die in Bezug ge- 
nommene Rechtsprechung vermittelt der 
Leitfaden einen guten Einblick in die interna- 
tionale Rechtsprechung zu Art. 13 Abs. 1 b) 
HKÜ. Alle zitierten Entscheidungen sind mit 
Zusammenfassung und Volltext über die 
Rechtsprechungsdatenbank INCADAT kos- 
tenfrei abrufbar.45 Der Leitfaden hebt zu 
Recht deutlich hervor, dass es sich bei der 
Rückführungsentscheidung nach dem HKÜ 
nicht um eine sorgerechtliche Entscheidung 
handelt. Hierfür sind allein die Gerichte im 
Staat des bisherigen gewöhnlichen Aufent- 
halts international zuständig. Einer umfassen- 
den Kindeswohlprüfung bedarf es daher 
nicht. Ziel des HKÜ ist es, das Kind so rasch 
wie möglich in den Staat des bisherigen ge- 
wöhnlichen Aufenthalts zurückzuführen, da- 
mit dort die weitergehenden Entscheidungen 
getroffen werden können. Der Leitfaden be- 
tont daher sehr deutlich, dass die Ausnahme- 
regelungen eng auszulegen sind. Die An- 
tragsgegnerseite muss substanziiert vortragen 
und nachweisen, dass die Rückgabe mit der 
schwerwiegenden Gefahr eines körperlichen 
oder seelischen Schadens für das Kind ver- 
bunden ist oder das Kind auf andere Weise in 
eine unzumutbare Lage bringt. Dabei ist wie- 
derum zu berücksichtigen, ob und inwieweit 
im Staat des bisherigen gewöhnlichen Auf- 
enthalts durch Vorkehrungen oder Schutz- 
anordnungen die Gefahr beseitigt werden 
kann. Schutzanordnungen durch das HKÜ- 
Gericht, soweit hierfür eine Zuständigkeit be- 
steht, dürfen für den Fall der Rückführung 
nur ausnahmsweise und vorläufig getroffen 
werden, um der nachgewiesenen Gefahr un- 
mittelbar und zielgerichtet zu begegnen, und 
begrenzt, bis der Staat des gewöhnlichen 
Aufenthalts die erforderlichen Maßnahmen 

ergreift. Vor dem Hintergrund der häufig er- 
hobenen Einwände nach Art. 13 Abs. 1 b)  
HKÜ in Rückführungsverfahren sowie im 
Hinblick auf die immer öfter festzustellende 
Skepsis, ob das ausgewogene Konzept des 
HKÜ auch heute noch den Umständen im 
Einzelfall ausreichend Rechnung trägt, ist die- 
ser Leitfaden ein wichtiger Beitrag, eine mög- 
lichst einheitliche Handhabung der Einwen- 
dungen nach Art. 13 Abs. 1 b) HKÜ 
sicherzustellen.46 

3. Aktuelle Rechtsprechung 

Mit in der Praxis typischem Vorbringen in 
HKÜ-Verfahren – auch gerade  zu  Art.  13  
Abs. 1 b) HKÜ – hatte sich das OLG Karls- 
ruhe47 zu befassen. Das OLG hat die amts- 
gerichtliche Entscheidung, mit der die Rück- 
führung des Kindes in die Schweiz  
angeordnet worden war, bestätigt und die 
Beschwerde der Antragsgegnerin zurück- 
gewiesen. Die Mutter habe das Kind wider- 
rechtlich i.S.d. Art. 3 HKÜ nach Deutschland 
verbracht bzw. dort zurückgehalten. Sie habe 
nicht nachweisen können, dass der Vater mit 
der Verbringung des Kindes nach Deutsch- 
land einverstanden gewesen sei oder den 
Verbleib in Deutschland nachträglich geneh- 
migt habe. Die Verpflichtung zur Rückfüh- 
rung  entfalle   auch   nicht   nach   Art.   13 
Abs. 1 b) HKÜ. Die Mutter habe nicht nach- 
gewiesen, dass die Rückführung des Kindes 
mit der schwerwiegenden Gefahr eines see- 
lischen Schadens für das Kind verbunden wä- 
re oder das Kind in eine sonstige unzumut- 
bare  Lage  gebracht  würde.  Bei  Art.  13   
Abs. 1 b) HKÜ handle es sich um eine eng 
auszulegende Ausnahmeregelung. Beachtlich 
seien nur ungewöhnlich schwerwiegende Be- 
einträchtigungen des Kindeswohls, die über 
die mit einer Rückführung gewöhnlich ver- 
bundenen Schwierigkeiten hinausgingen. Da- 
nach stehe der Umstand, dass sich das Kind 
mittlerweile in Deutschland eingelebt habe, 
dem Sinn und Zweck des HKÜ, eine rasche 
Rückführung zu veranlassen, nicht entgegen. 
Die mit jeder Rückführung eines Kindes ver- 
bundenen psychischen Belastungen, wie etwa 
ein Wechsel der Wohnung, des Kindergartens 
oder der Schule, reichten für eine Ablehnung 
der Rückführung nicht aus. Die Härte, die da- 
mit verbunden sein könne, wenn das Kind al- 
lein in die Schweiz reisen müsste, könne die 
Mutter als entführender Elternteil dadurch 
verhindern, dass sie das Kind bei der Rückfüh- 
rung begleite. Soweit die Mutter darauf abhe- 
be, dass das Kind in den Haushalt des Vaters 
zurückgeführt werden müsste, verkenne sie, 
dass sie die Rückführung in die Schweiz und 
nicht in den Haushalt des Vaters veranlassen 
müsse. Die Mutter könne sich auch nicht da- 
rauf berufen, ein Aufenthalt in der Schweiz sei 
ihr nicht möglich, weil sie weder eine Wohn- 
möglichkeit noch Geld zum Leben in der 
Schweiz habe. Denn die Mutter habe jeden- 

falls einen Unterhaltsanspruch gegenüber ih- 
rem Ehemann.48 

 
Auch der EGMR49 hatte Gelegenheit, sich mit 
dem   Begriff  der  „schwerwiegenden  Gefahr“ 
i.S.v. Art. 13 Abs. 1 b) HKÜ zu befassen. In 
dem zugrunde liegenden Fall hatten die rumä- 
nischen Gerichte nach dem HKÜ eine Rück- 
führung der Kinder nach Italien angeordnet. 
Dabei hatten sie die nachweislich vorliegende 
Gewaltausübung durch den Vater gegenüber 
den Kindern als nicht ausreichend für das Vor- 
liegen eines Rückführungshindernisses angese- 
hen. Nach den Feststellungen der rumänischen 
Gerichte handle es sich um gelegentliche Ge- 
waltausübungen, die nicht ausreichen würden, 
um eine schwerwiegende Gefahr für die Kin- 
der darzustellen. Die italienischen Behörden 
seien in der Lage, die Kinder angemessen zu 
schützen, wenn ihnen die entsprechenden 
Vorkommnisse zur Kenntnis gebracht würden. 
Der EGMR sah hierin einen Verstoß gegen 
Art. 8 der Europäischen Menschenrechtskon- 
vention (Recht auf Achtung des Privat- und Fa- 
milienlebens). Er stellte fest, dass der Ausnah- 
metatbestand der schwerwiegenden Gefahr 
durch die von dem Vater ausgehende elterliche 
Gewalt im vorliegenden Fall nicht genügend 
und nicht unter angemessener Berücksichti- 
gung des Kindeswohls untersucht worden sei. 
Es sei zwar von dem Grundsatz des gegenseiti- 
gen Vertrauens zwischen den rumänischen und 
italienischen Kinderschutzbehörden auszuge- 
hen. Die rumänischen Gerichte seien angesichts 
der als erwiesen anzusehenden Gewaltvorwür- 
fe jedoch zumindest verpflichtet gewesen, si- 
cherzustellen, dass besondere Vorkehrungen 
tatsächlich getroffen würden, um die Kinder zu 
schützen. Die im rumänischen Beschluss aus- 
geführte bloß abstrakte Möglichkeit von 
Schutzanordnungen sei angesichts der konkre- 
ten und erwiesenen Vorwürfe nicht hinrei- 
chend. Die Entscheidung entspricht den bereits 

 
 

41 Verordnung (EU) 2019/1111 über die Zuständigkeit, 
die Anerkennung und Vollstreckung von Entschei- 
dungen in Ehesachen und in Verfahren betreffend 
die elterliche Verantwortung und über internationale 
Kindesentführungen, ABl. 2019 L 178, 1. 

42 Vgl. zur revidierten Neufassung der Brüssel-IIa-VO 
im Einzelnen Mansel/Thorn/Wagner, IPRax  2020, 
97, 101 ff. sowie Erb-Klünemann/Niethammer-Jür- 
gens, FamRB 2019, 454. 

43 Hierzu im Einzelnen Schlauß, ZKJ 2019, 255, 258.  
44  Guide to Good Practice, Part VI, Article 13 (1) (b), 

1980  Child  Abduction  Convention, www.hcch.net. 
45 www.incadat.com. 
46 Vgl. zur Rechtsprechung nach Art. 13 Abs.  1  b)  

HKÜ auch  die  Übersicht  von  Erb-Klünemann, 
FamRB 2018, 327. 

47 OLG Karlsruhe, Beschluss vom 4.3.2020 – 2 UF 
187/19, noch unveröffentlicht. 

48 Eine Auswahl weiterer aktueller Rechtsprechung zu 
internationalen Sorgerechtskonflikten findet sich 
auf der Homepage des BfJ unter www.bundesjus- 
tizamt.de/sorgerecht („Rechtliche Grundlagen“). 

49 EGMR, Urteil vom 21.5.2019 – 49450/17 (O.C.I. 
and others v. Romania). 
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in der Entscheidung X ./. Lettland50 dargeleg- 
ten Grundsätzen zu einem Eingriff in Art. 8 der 
Europäischen Menschenrechtskonvention. 

Der EuGH51 hatte über die Konsequenzen ei- 
nes Verstoßes gegen die Rechtshängigkeits- 
regeln des Art. 19 der Brüssel-IIa-VO (sowie 
des Art. 27 der Brüssel I-VO) zu entscheiden. 
Im Ergebnis stellte der EuGH fest, dass die 
Anerkennung einer Entscheidung, die unter 
Verstoß gegen die Rechtshängigkeitssperre 
zustande gekommen ist, im Mitgliedstaat des 
zuerst angerufenen Gerichts nicht ohne Wei- 
teres wegen Verstoßes gegen den Ordre Pu- 
blic versagt werden kann. Der Verstoß könne 
für sich allein nicht rechtfertigen, dass die 
Entscheidung wegen Verletzung des Ordre 
Public nicht anerkannt werde. Nach Art. 24 
der Brüssel-IIa-VO sei die Nachprüfung der 
Zuständigkeit der Gerichte ausdrücklich un- 
tersagt (entsprechendes gelte für Art. 35 der 
Brüssel-I-VO). Unter den Begriff der Zustän- 
digkeit falle auch die Rechtshängigkeitsrege- 
lung. Auch diese sei daher von einer Nach- 
prüfung ausgenommen. Der EuGH hat damit 
deutlich gemacht, dass die Anerkennungsvor- 
schriften weit bzw. die Gründe für eine 
Nichtanerkennung eng auszulegen sind und 
Entscheidungen selbst bei gravierenden Ver- 
stößen gegen die Zuständigkeitsvorschriften 
anzuerkennen sind. Es bleibt damit für die 
Betroffenen in jedem Fall unumgänglich, sich 
um ausländische Verfahren zu kümmern und 
ggf. Rechtsmittel einzulegen. 

4. „Brexit“ 
In der aktuellen Übergangsphase bis Ende 
2020 gilt nach Art. 127 Abs. 1 des EU-Aus- 
trittsabkommens EU-Recht im Wesentlichen 52 

 
digkeit nach der Brüssel-IIa-VO grundsätzlich 
bestehen. Soweit eine Entscheidung aus dem 
Vereinigten Königreich vor Ablauf der Über- 
gangsphase für vollstreckbar erklärt wurde, 
kann der Titel weiterhin vollstreckt werden. 

III. Auslandsadoption 
Das Haager Adoptionsübereinkommen (HAÜ) 
von 199354 ist für Deutschland seit 2002 in 
Kraft. Seitdem hat sich die Zahl der Vertrags- 
staaten mehr als verdoppelt. Das Übereinkom- 
men hat jetzt über 100 Vertragsstaaten.55 Als 
Zentrale Behörde nach dem HAÜ erfüllt das BfJ 
in seiner Funktion als Bundeszentralstelle für 
Auslandsadoption (BZAA)56 auf Bundesebene 
koordinierende Aufgaben. Seit April 2019 ist 
das BfJ zusätzlich auch für die Koordination der 
Auslandsadoption außerhalb des Übereinkom- 
mens zuständig. Mit der erfolgten Aufgaben- 
erweiterung ist das BfJ damit insgesamt zentrale 
Anlauf- und Koordinierungsstelle für internatio- 
nale Adoptionen in Deutschland.57 Darüber hi- 
naus ist das BfJ insbesondere an den familien- 
gerichtlichen Verfahren zur Anerkennungs- und 
Wirkungsfeststellung nach § 2 des Adoptions- 
wirkungsgesetzes (AdWirkG)58 beteiligt und 
gibt insoweit rechtsgutachterliche Stellungnah- 
men ab. 

1. Fallzahlentwicklung im BfJ 
Die Einzelfallvermittlung eines Kindes aus 
dem Ausland obliegt im Wesentlichen den 
Zentralen Adoptionsstellen der Landes- 
jugendämter sowie den staatlich anerkannten 
Auslandsvermittlungsstellen der freien Träger 
im Rahmen der ihnen erteilten besonderen 
Zulassung. Seit 2011 sind die Meldungen 
deutscher  Adoptionsvermittlungsstellen über 
internationale Adoptionsabschlüsse zu der im 

 
ist ähnlich. Hier liegen die Zahlen jedoch ins- 
gesamt höher, da die Anerkennung auslän- 
discher Adoptionen auch Auslandsadoptionen 
umfasst, die nicht durch eine deutsche Adop- 
tionsvermittlungsstelle begleitet wurden. 
2019 ist die Anzahl der Verfahren, an denen 
das BfJ beteiligt wurde, auf 270  gesunken.  
Bei den Anerkennungsverfahren lagen 2019 
die Herkunftsstaaten Thailand, USA, Südafri- 
ka, Haiti sowie Volksrepublik China an der 
Spitze. Weiterhin stark vertreten waren auch 
Adoptionen aus der Russischen Föderation. 
Insgesamt betrafen die Anerkennungsverfah- 
ren 71 Herkunftsstaaten, wobei bei 29 Her- 
kunftsstaaten nur jeweils ein Verfahren in 
2019 vorgelegt wurde. Bei den Anerken- 
nungsverfahren ist der Anteil der Vertrags- 
staaten mit 62% im Jahr 2019 konstant ge- 
blieben. Bei 64% handelte es sich um 
Fremdadoptionen, im Übrigen zu 23% um 
Stiefkindadoptionen sowie zu 13% um Ver- 
wandtenadoptionen. Die Zahl der unbegleite- 
ten Auslandsadoptionen lag – ungeachtet ei- 
ner nicht unerheblichen Dunkelziffer – wie in 
den Vorjahren bei etwa einem Viertel. 

2. Aktuelle Rechtsprechung 
Soweit keine Bescheinigung nach Art. 23 HAÜ 
vorgelegt werden kann, wird im Anerken- 
nungsverfahren nach § 2 AdWirkG regelmäßig 
auf  die  Anerkennungsvorschriften  nach den 
§§ 108,   109   FamFG   zurückgegriffen. Dabei 
stellt insbesondere § 109 Abs. 1 Nr. 4 FamFG 
einen möglichen Versagungsgrund dar, nach 
dem die Anerkennung zu versagen ist, wenn 
sie mit wesentlichen Grundsätzen des deut- 
schen Rechts offensichtlich unvereinbar ist 
oder gegen Grundrechte verstößt (Ordre Pu- 
blic).62 Zu den wesentlichen Grundsätzen  des 

unverändert  weiter. Das gilt ausdrücklich 
 

auch für die Brüssel-IIa-VO.53 Sofern im Rah- 
men des angestrebten Abkommens über die 
zukünftigen Beziehungen zwischen der EU 
und dem Vereinigten Königreich keine ander- 
weitigen Vereinbarungen über das internatio- 
nale Familien- und Kindschaftsrecht getroffen 
werden, findet insoweit nach Ablauf der 
Übergansphase EU-Recht keine Anwendung 
mehr. Damit ist auch die Brüssel-IIa-VO nicht 
mehr im Verhältnis zum Vereinigten König- 
reich anwendbar. Unverändert gilt das HKÜ. 
Die Ergänzungen des HKÜ durch die Brüssel- 
IIa-VO entfallen. Anstelle der Brüssel-IIa-VO 
wird dem KSÜ im Verhältnis zum Vereinigten 
Königreich eine größere praktische Bedeu- 
tung zukommen. Damit ist in diesem Bereich 
ein ähnlicher Schutzstandard gewährleistet. 
Für die Fragen der internationalen Zuständig- 
keit sowie der Anerkennung und Vollstre- 
ckung halten sich die Unterschiede in Gren- 
zen. Für die grenzüberschreitende 
Vollstreckung ist jedoch in jedem Fall eine 
Vollstreckbarerklärung erforderlich. Soweit 
zum Zeitpunkt des Ablaufs der Übergangs- 
phase Gerichtsverfahren anhängig sind, bleibt 
die einmal begründete internationale Zustän- 

BfJ nach der Auslandsadoptions-Meldever- 
ordnung59 geführten Meldedatenbank kon- 
tinuierlich zurückgegangen.60 2019 wurden 
kaum noch 100 Adoptionsabschlüsse gemel- 
det.61 Der ganz überwiegende Anteil dieser 
durch eine Fachstelle vermittelten Adoptio- 
nen stammt aus Vertragsstaaten des HAÜ 
(2019: 84%). Stärkste Herkunftsstaaten auf 
der Grundlage der Abschlussmeldungen wa- 
ren 2019 Thailand, Russische Föderation, Phi- 
lippinen sowie Vietnam. Insgesamt wurden 
Kinder aus 16 Herkunftsstaaten vermittelt. 
Dabei handelt es sich im Wesentlichen um 
Fremdadoptionen (2019: 83%) und nur zu 
geringem Anteil um Stiefkind- und Verwand- 
tenadoptionen (2019: 17%). Das Geschäft  
der internationalen Adoptionsvermittlung 
liegt ganz überwiegend bei den anerkannten 
Auslandsvermittlungsstellen in freier Träger- 
schaft (2019: 91%). Die Vermittlungstätig- 
keit der Zentralen Adoptionsstellen der Lan- 
desjugendämter nimmt daneben nur einen 
geringen Anteil ein. 

Die Entwicklung der Anzahl der familien- 
gerichtlichen    Anerkennungsverfahren  nach 
§  2  AdWirkG,  an  denen  das  BfJ  beteiligt ist, 

50 EGMR, Urteil vom 26.11.2013 – 27853/09 (X ./. 
Latvia). 

51 EuGH, Urteil vom 16.1.2019 – C-386/17. 
52 Abkommen über den Austritt des Vereinigten Kö- 

nigreichs Großbritannien und Nordirland aus der 
Europäische Union, ABl. EU 2020 L 29, 7. 

53 Art. 67 des Austrittsabkommens. 
54 Haager Übereinkommen vom 29.5.1993 über den 

Schutz von Kindern und die Zusammenarbeit auf 
dem Gebiet der internationalen Adoption, BGBl. 
2002 II, 1035. 

55 www.hcch.net. 
56 www.bundesjustizamt.de/auslandsadoption. 
57 Vgl. Schlauß, StAZ 2019, 10. 
58 Gesetz über Wirkungen der Annahme als  Kind  

nach ausländischem Recht vom 5.11.2001, BGBl. I, 
2950. 

59 Auslandsadoptions-Meldeverordnung vom 11.11.2002, 
BGBl. I, 4394. 

60 Siehe zu den Hintergründen: Adoptionen in 
Deutschland, Deutsches Jugendinstitut e.V., 2017,  
14 ff. 

61 Siehe zur Entwicklung im Einzelnen: BfJ, Referat II 
2 (Bundeszentralstelle für Auslandsadoption), Tätig- 
keitsbericht 2019, www.bundesjustizamt.de/aus- 
landsadoption („Tätigkeitsberichte“). 

62 Vgl. zur Anerkennung ausländischer Adoptionsent- 
scheidungen Eckebrecht, NZFam 2018, 966, 970. 

http://www.hcch.net/
http://www.bundesjustizamt.de/auslandsadoption
http://www.bundesjustizamt.de/auslandsadoption
http://www.bundesjustizamt.de/auslandsadoption
http://www.bundesjustizamt.de/auslandsadoption
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deutschen Rechts zählt die Ausrichtung der 
Entscheidung am Kindeswohl.63 

Das AG Frankfurt a.M.64 hat in einem unver- 
öffentlichten Beschluss eine in Äthiopien er- 
lassene Adoptionsentscheidung, durch die ein 
vorangegangener privatschriftlicher Adop- 
tionsvertrag zwischen der Annehmenden und 
dem Vater der beiden Angenommenen ge- 
richtlich genehmigt worden war, anerkannt. 
Das AG hob insbesondere hervor, dass das 
Fehlen einer internationalen Adoptionsver- 
mittlung für sich genommen noch keinen 
Ordre-Public-Verstoß  nach   § 109   Abs.   1 
Nr. 4 FamFG darstelle. Die Elterneignung der 
Antragstellerin sei durch die äthiopischen Be- 
hörden und Gerichte in noch ausreichendem 
Maße überprüft worden, wobei auch die In- 
teressen der damals minderjährigen Ange- 
nommenen berücksichtigt worden seien. 
Durch die Reform des Adoptionshilfegesetzes 
wäre dieser Fall zukünftig ggf. anders zu 
beurteilen. Nicht durch eine Adoptionsver- 
mittlungsstelle begleitete Auslandsadoptionen 
unterfallen nunmehr einem obligatorischen 
Anerkennungsverfahren mit verschärftem 
Prüfungsmaßstab.65 

wäre. Eine Nachholung der fehlenden Eltern- 
eignungsprüfung scheide im Anerkennungs- 
verfahren aus. Die durch das Adoptionshilfe- 
gesetz erfolgten Änderungen werden 
zukünftig Auswirkungen auf den maßgeb- 
lichen Prüfungsmaßstab in solchen Fällen ha- 
ben. Gemäß § 4 Abs. 2 AdWirkG n.F. ist im 
Rahmen der Frage, ob eine unbegleitete Aus- 
landsadoption ausnahmsweise aus Gründen 
der Kindeswohlerforderlichkeit anzuerkennen 
ist, auf den Zeitpunkt der Anerkennung ab- 
zustellen. Diese Regelung dürfte sich  auch  
auf den maßgeblichen Zeitpunkt im Rahmen 
der Ordre-Public-Prüfung auswirken.67 

Das OLG Köln68 hat  die  Anerkennung  eines 
in Indien geschlossenen privatrechtlichen 
Adoptionsvertrags für den deutschen Rechts- 
kreis verneint. Ein Rückgriff auf die §§ 108, 
109 FamFG scheide mangels einer gericht- 
lichen Adoptionsentscheidung aus. Die Wirk- 
samkeit des Adoptionsvertrags sei nach dem 
zur Anwendung berufenen Sachrecht zu prü- 
fen. Nach Art. 22 Abs. 1 Satz 2 EGBGB i.V.m. 
Art. 14 Abs. 1 Nr. 2 EGBGB gelange deut- 
sches  Sachrecht  zur  Anwendung.  Dies  sehe die   Annahme   eines   Kindes   durch  Vertrag 

und Forschungszentrum Adoption (EFZA) beim 
Deutschen Jugendinstitut e.V. zugrunde.73 

Die beabsichtigten Regelungen sollten – ent- 
sprechend langjähriger Forderung seitens der 
Kinder- und Jugendhilfe – die Begleitung durch 
eine Adoptionsvermittlungsstelle sicherstellen 
und unbegleitete Auslandsadoptionen untersa- 
gen. Internationale Schutzstandards sollten auf 
alle internationalen Adoptionsverfahren er- 
streckt werden. Bei internationalen Adoptions- 
verfahren sollte grundsätzlich eine obligatori- 
sche Anerkennungsfeststellung für ausländische 
Adoptionsentscheidungen eingeführt werden, 
sofern keine Bescheinigung nach Art. 23 HAÜ 
vorgelegt werden kann. Unbegleitete Auslands- 
adoptionen sollten in Deutschland grundsätzlich 
nicht mehr anerkannt werden, es sei denn, dies 
wäre für das Kindeswohl erforderlich. 

Die Neuregelungen im Adoptionshilfegesetz 
erstreckten sich im Übrigen auch auf die 
Stiefkindadoption und führten diesbezüglich 
neue Beratungspflichten ein. Diese Bera- 
tungspflichten sollten auch Stiefkindadoptio- 
nen in gleichgeschlechtlichen Ehen betreffen, 
was zur Ablehnung im Bundesrat geführt 74 

hat. Der Vermittlungsausschuss wurde 
In einem anderen Fall hat das OLG Frankfurt 
a.M.66 den Antrag auf Anerkennung einer in 
der Republik Sierra Leone erlassenen Adop- 
tionsentscheidung zurückgewiesen. Das OLG 
bestätigte die Auffassung des AG, dass auf- 
seiten der Republik Sierra Leone keine nach 
deutschen Vorstellungen ausreichende Kin- 
deswohlprüfung stattgefunden habe. Weder 
habe sich der Antragsteller während des lau- 
fenden Adoptionsverfahrens in Sierra Leone 
aufgehalten noch sei der Adoptionsentschei- 
dung eine die Lebensumstände ausreichend 
erfassende fachliche Begutachtung der Adop- 
tionsbewerber vorausgegangen. Auch eine 
persönliche Anhörung des Antragstellers 
durch das erkennende Gericht in Sierra Leone 
habe nicht stattgefunden. Zwar komme es 
nach der Rechtsprechung des BGH für die 
Beurteilung der Frage, ob die ausländische 
Entscheidung bzw. das ihr zugrunde liegende 
Verfahren gegen den Ordre Public verstoßen, 
auf den Zeitpunkt an, in dem über die Aner- 
kennung zu befinden ist. Allerdings lasse die 
Maßgeblichkeit dieses Zeitpunkts für die Be- 
urteilung, ob das Ergebnis der Anwendung 
ausländischen Rechts mit dem Ordre Public 
unvereinbar ist, nicht den Rückschluss zu, 
dass im Zuge des Anerkennungsverfahrens 
das diesem zugrunde liegende ausländische 
Adoptionsverfahren zu ergänzen und um ei- 
ne   eigene   Kindeswohlprüfung   zu  ersetzen 

nicht vor. Der indische Adoptionsvertrag kön- 
ne daher nicht anerkannt werden. Dies sei 
auch mit Art. 8 EMRK vereinbar. Die Reform 
der Stiefkindadoption in nichtehelichen Fami- 
lien69 zur Umsetzung der Entscheidung des 
BVerfG vom 26.3.201970 hat inzwischen zu 
einer Änderung des Art. 22 EGBGB geführt. 
Danach dürfte auf ausländische Vertrags- 
adoptionen zukünftig regelmäßig das auslän- 
dische Sachrecht Anwendung finden. Es läuft 
dann auf eine Ordre-Public-Prüfung hinaus. 

 
3. Reform 

Mit dem Adoptionshilfegesetz, das am 
3.7.2020 im Bundesrat nicht die erforderliche 
Zustimmung erhalten hat, war eine Reform der 
In- und Auslandsadoption beabsichtigt.71 Im 
Bereich des internationalen Adoptionswesens 
war es ein wesentliches Ziel der Reform, dieje- 
nigen Auslandsadoptionen einzudämmen, die 
nicht durch eine Adoptionsvermittlungsstelle 
begleitet wurden. Denn solche unbegleiteten 
Auslandsadoptionen bergen erhebliche Risiken. 
Eine Kindeswohlprüfung findet in solchen Fäl- 
len teils gar nicht oder nur eingeschränkt statt. 
Die beabsichtigte Reform basierte auf einem 
Kernpunktepapier des BMFSFJ zur Weiterent- 
wicklung und Modernisierung des Adoptions- 
wesens.72 Diesem wiederum lagen umfangrei- 
che Studien und Empfehlungen des Expertise- 

nicht angerufen. Es bleibt abzuwarten, ob die 
beabsichtigten Änderungen in modifizierter 
Form neu ins Gesetzgebungsverfahren einge- 
bracht werden. 

 

63 OLG Frankfurt am Main, 24.9.2019 – 1 UF 93/18, 
juris; OLG München, 23.4.2019 – 33 UF 32/19, ju- 
ris; OLG Düsseldorf, 28.9.2018 – II-1 UF 18/18, 
FamRZ 2019, 611; OLG Nürnberg, 8.3.2018 – 
7 UF 1313/17, juris. 

64 AG Frankfurt am Main, 5.2.2019  –  470  F 
16072/15, juris. 

65 Siehe hierzu unter III.3. 
66 OLG Frankfurt am Main, 24.9.2019 – 1 UF 93/18, 

juris. 
67 Siehe hierzu unter III.3. 
68 OLG Köln, 27.3.2019 – 14 UF 7/19, juris. 
69 Gesetz zur Umsetzung  der  Entscheidung  des 

BVerfG vom 26.3.2019 zum Ausschluss der Stief- 
kindadoption in nichtehelichen Familien, BGBl. 
2020 I, 541. 

70 BVerfG, 26.3.2019 – 1 BvR 673/17, FamRZ 2019, 
1061. 

71 BR-Drs. 575/19; BT-Drs. 19/16718, in der Fassung 
der Beschlussempfehlung BT-Drs. 19/19596. 

72 Kernpunktepapier des BMFSFJ zur Weiterentwick- 
lung und Modernisierung des Adoptionswesens, 
2017, www.bmfsfj.de. 

73 Empfehlungen des Expertise- und Forschungszen- 
trum Adoption zur Weiterentwicklung des deut- 
schen Adoptionswesens und zu Reformen des deut- 
schen Adoptionsrechts, 2017, www.dji.de/efza. 

74 BR-Drs. 320/1/20. 
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